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2. Instanz

Aktenzeichen L 32 AS 2354/15
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3. Instanz

Datum -

Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom 6. August
2015 wird zurÃ¼ckgewiesen. Der Beklagte hat dem KlÃ¤ger die notwendigen
auÃ�ergerichtlichen Kosten des Rechtsstreits zu zwei Dritteln zu erstatten. Die
Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Der KlÃ¤ger wendet sich gegen die Minderung von Arbeitslosengeld II fÃ¼r die Zeit
vom 1. April 2013 bis 30. Juni 2013 und fÃ¼r die Zeit vom 1. Februar 2014 bis 30.
April 2014 in HÃ¶he von noch jeweils 30 v. H. der Regelleistung.
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Bereits mit Bescheid vom 12. September 2012 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 22. November 2012 hatte der Beklagte gegenÃ¼ber
dem KlÃ¤ger eine Minderung des Arbeitslosengeldes II fÃ¼r die Zeit vom 1. Oktober
2012 bis 31. Dezember 2012 monatlich um 30 v. H. des maÃ�gebenden
Regelbedarfs (112,20 Euro monatlich) festgestellt, da der KlÃ¤ger in seiner
Selbstanzeige vom 18. Juli 2012 mitgeteilt habe, weder im Mai 2012 noch im Juni
2012 EigenbemÃ¼hungen um Arbeit entsprechend seiner Verpflichtung in der
Eingliederungsvereinbarung per Verwaltungsakt vom 2. Mai 2012 unternommen zu
haben. Dagegen ist beim Sozialgericht Berlin die unter dem Aktenzeichen S 189 AS
4858/18 WA registrierte Klage (frÃ¼her S 189 AS 33311/12) anhÃ¤ngig. Die gegen
die Eingliederungsvereinbarung per Verwaltungsakt vom 2. Mai 2012, geltend fÃ¼r
die Zeit vom 2. Mai 2012 bis 2. November 2012, in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 24. Juli 2012 bei Sozialgericht Berlin erhobene Klage
(S 34 AS 22401/12) hatte der KlÃ¤ger hingegen im Mai 2015 zurÃ¼ckgenommen. Er
begrÃ¼ndete dies damit, dass es ihm um die Sanktionen gehe.

Dem im Februar 1957 geborenen KlÃ¤ger, der seit 2005 als Berater und Dozent
selbstÃ¤ndig tÃ¤tig ist und der seit 1. Januar 2006 Leistungen nach dem
Sozialgesetzbuch Zweites Buch (SGB II) bezieht, waren auf dessen
Weiterbewilligungsantrag mit Bescheid vom 2. Januar 2013 Leistungen nach dem
SGB II fÃ¼r die Zeit vom 1. Januar 2013 bis 30. Juni 2013 in HÃ¶he von 754,96 Euro
monatlich (382,00 Euro fÃ¼r den Regelbedarf, 372,96 Euro fÃ¼r Unterkunft und
Heizung) bewilligt worden.

Unter dem 18. Januar 2013 hatte der Beklagte gegenÃ¼ber dem KlÃ¤ger den Ersatz
der Eingliederungsvereinbarung per Verwaltungsakt fÃ¼r die Zeit vom 18. Januar
2013 bis 17. Juli 2013, soweit zwischenzeitlich nichts anderes vereinbart werde,
verfÃ¼gt. Als Ziel war die Verringerung der HilfebedÃ¼rftigkeit festgelegt. Als
Leistungen des Beklagten waren u. a. neben der Unterbreitung von
VermittlungsvorschlÃ¤gen die UnterstÃ¼tzung von BewerbungsaktivitÃ¤ten durch
Ã�bernahme von angemessenen nachgewiesenen Kosten fÃ¼r schriftliche
Bewerbungen und von angemessenen und nachgewiesenen Fahrkosten zu
VorstellungsgesprÃ¤chen sowie zur UnterstÃ¼tzung seiner hauptberuflichen
SelbstÃ¤ndigkeit die Teilnahme an einer MaÃ�nahme zur Beratung und
Kenntnisvermittlung, sofern der hauptberufliche Charakter der selbstÃ¤ndigen
TÃ¤tigkeit als Dozent festgestellt worden ist, vorgesehen. Als Verpflichtung des
KlÃ¤gers waren die Ã�bersendung einer detaillierten Auflistung seiner AktivitÃ¤ten
im Rahmen der selbstÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit als Dozent und Referent im Zeitraum
vom 1. Juli 2012 bis 31. Dezember 2012 bis spÃ¤testens 15. Februar 2013 mit dem
Ziel auszuwerten, in welchem Umfang eine Anerkennung als berufliche TÃ¤tigkeit
mÃ¶glich ist, und die Ã�bersendung einer Auflistung der Einnahmen, die er im
Zusammenhang mit der AusÃ¼bung der SelbstÃ¤ndigkeit bei GegenÃ¼berstellung
der Ausgaben in diesem Zeitraum erwirtschaftet hatte mit dem Ziel der
Betrachtung, inwieweit die FortfÃ¼hrung dieser TÃ¤tigkeit geeignet ist, die
bestehende HilfebedÃ¼rftigkeit zu beenden, festgelegt. Dazu war auÃ�erdem
bestimmt, dass der KlÃ¤ger berufliche Alternativen in Betracht zieht, die ihm
aufgrund der beruflichen Vorerfahrung sowie seiner Kenntnisse und FÃ¤higkeiten
zumutbar sind, sofern bei Anerkennung der TÃ¤tigkeit als hauptberufliche
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SelbstÃ¤ndigkeit im Zeitraum der Geltung des Eingliederungsverwaltungsaktes
keine deutliche Reduzierung der HilfebedÃ¼rftigkeit gelingt.

Mit Widerspruchsbescheid vom 25. MÃ¤rz 2013 hatte der Beklagte den dagegen
eingelegten nicht begrÃ¼ndeten Widerspruch zurÃ¼ckgewiesen: Es sei eine
Eingliederungsvereinbarung abzuschlieÃ�en gewesen, weil die letzte
Eingliederungsvereinbarung im Mai 2012 abgeschlossen worden sei. Da die
Eingliederungsvereinbarung nicht in beiderseitigem Einvernehmen zustande
gekommen sei, sei die Eingliederungsvereinbarung zutreffend per Verwaltungsakt
erlassen worden. GrÃ¼nde, die fÃ¼r eine UnmÃ¶glichkeit der Vereinbarungen
sprÃ¤chen, insbesondere der Einreichung der Unterlagen zu seiner
SelbstÃ¤ndigkeit, seien nicht vorgetragen worden. Das Ziel der Feststellung,
inwieweit die FortfÃ¼hrung der TÃ¤tigkeit zum Abbau der bestehenden
HilfebedÃ¼rftigkeit geeignet sei, sei notwendig und die Einreichung der Unterlagen
nicht unzumutbar.

Nachdem der KlÃ¤ger mit Schreiben vom 15. Februar 2013 mitgeteilt hatte, dass es
kaum Sinn mache, die Auflistung zuzusenden, weil es fÃ¼r ihn nicht um Erwerb,
sondern um sinnvolle dem Gemeinwohl dienende Arbeit gehe, er gleichwohl seine
Entscheidung dazu noch mitteilen werde, wurde er mit Schreiben vom 4. MÃ¤rz
2013 zum mÃ¶glichen Eintritt einer Sanktion angehÃ¶rt. Der KlÃ¤ger erwiderte
darauf, sich nach reichlicher Ã�berlegung entschlossen zu haben, die geforderte
Auflistung seiner AktivitÃ¤ten des zweiten Halbjahres 2012 doch nicht beizubringen.
Es werde gebeten, "bei der Entscheidung Ã¼ber eine Sanktion", bei der es sich
nicht um eine "Bestrafung", sondern um eine "ErziehungsmaÃ�nahme" laut
Dienstanweisung des Beklagten handele, sich "ausschlieÃ�lich an der Rechtslage zu
orientieren".

Mit Bescheid vom 22. MÃ¤rz 2013 verfÃ¼gte der Beklagte gegenÃ¼ber dem
KlÃ¤ger, dass sein Arbeitslosengeld II fÃ¼r die Zeit vom 1. April 2013 bis 30. Juni
2013 monatlich um 60 v. H. des maÃ�gebenden Regelbedarfs (229,20 Euro
monatlich) gesenkt wird. Zur BegrÃ¼ndung ist ausgefÃ¼hrt, dass der KlÃ¤ger
weder eine Auflistung seiner AktivitÃ¤ten noch eine Auflistung seiner Einnahmen
nebst Ausgaben im Rahmen seiner selbstÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit als Dozent und
Referent gemÃ¤Ã� der per Verwaltungsakt erlassenen Eingliederungsvereinbarung
vom 18. Januar 2013 eingereicht habe. Die vorgebrachten GrÃ¼nde kÃ¶nnten bei
der AbwÃ¤gung nicht als wichtig anerkannt werden. Da er wiederholt seinen
Pflichten nicht nachgekommen sei (vorangegangene Pflichtverletzung am 18. Juli
2012), werde eine Minderung des Arbeitslosengeldes II um 60 v. H. des
maÃ�gebenden Regelbedarfs festgestellt.

Den dagegen eingelegten Widerspruch, mit dem der KlÃ¤ger meinte, er werde
wegen seiner Haltung zur Verfassungswidrigkeit von Hartz IV sanktioniert und sei
deswegen politischer Verfolgung ausgesetzt, und darauf hinwies, dass er ab 1. April
2013 am Hungern sei, wies der Beklagte mit Widerspruchsbescheid vom 13. Juni
2013 zurÃ¼ck: Der KlÃ¤ger habe mit Schreiben vom 10. MÃ¤rz 2013 erklÃ¤rt, dass
er seinen Pflichten aus der Eingliederungsvereinbarung per Verwaltungsakt vom 18.
Januar 2013 nicht nachgekommen sei und auch zukÃ¼nftig nicht nachkommen
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werde. Ein wichtiger Grund dafÃ¼r sei nicht erkennbar. Das vorangegangene
Sanktionsereignis datiere den 18. Juli 2012, weswegen in der Zeit von Oktober 2012
bis Dezember 2012 die Regelleistung aufgrund einer gleichartigen Sanktion um 30
v. H. gekÃ¼rzt worden sei. Es handele sich somit um eine wiederholte
Pflichtverletzung, da der Beginn des vorangegangenen Sanktionszeitraumes nicht
lÃ¤nger als ein Jahr zurÃ¼ckliege.

Dagegen hat der KlÃ¤ger am 15. Juli 2013 Klage beim Sozialgericht Berlin erhoben.

Mit Bescheid vom 28. Juni 2013 hatte der Beklagte dem KlÃ¤ger auf dessen
Weiterbewilligungsantrag Leistungen nach dem SGB II fÃ¼r die Zeit vom 1. Juli
2013 bis 31. Dezember 2013 in HÃ¶he von 754,96 Euro monatlich (382,00 Euro
fÃ¼r den Regelbedarf, 372,96 Euro fÃ¼r Unterkunft und Heizung) bewilligt. Mit
Bescheid vom 6. Februar 2014 waren dem KlÃ¤ger auf dessen
Weiterbewilligungsantrag vom Beklagten Leistungen nach dem SGB II fÃ¼r die Zeit
vom 1. Januar 2014 bis 30. Juni 2014 vorlÃ¤ufig in HÃ¶he von 763,96 Euro
monatlich (391,00 Euro fÃ¼r den Regelbedarf, 372,96 Euro fÃ¼r Unterkunft und
Heizung) unter Minderung aufgrund von Sanktionen fÃ¼r Januar bis April auf jeweils
0,00 Euro bewilligt worden. Einkommen aus ehrenamtlicher TÃ¤tigkeit von 200,00
Euro monatlich wurde nicht angerechnet.

Unter dem 18. Juli 2013 hatte der Beklagte gegenÃ¼ber dem KlÃ¤ger den Ersatz
der Eingliederungsvereinbarung per Verwaltungsakt fÃ¼r die Zeit vom 18. Juli 2013
bis 17. Januar 2014, soweit zwischenzeitlich nichts anderes vereinbart werde,
verfÃ¼gt. Als Ziel war die Integration in eine sozialversicherungspflichtige
BeschÃ¤ftigung festgelegt. Als Leistungen des Beklagten waren u. a. neben der
Unterbreitung von VermittlungsvorschlÃ¤gen die UnterstÃ¼tzung von
BewerbungsaktivitÃ¤ten durch Ã�bernahme von angemessenen nachgewiesenen
Kosten fÃ¼r schriftliche Bewerbungen (5 Euro pro Bewerbung bis zu einem
jÃ¤hrlichen HÃ¶chstbetrag von 260,00 Euro) und von angemessenen und
nachgewiesenen Fahrkosten zu VorstellungsgesprÃ¤chen vorgesehen. Als
Verpflichtung des KlÃ¤gers waren im Turnus von einem Monat jeweils mindestens
10 BewerbungsbemÃ¼hungen um sozialversicherungspflichtige
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisse und die Vorlage einer Auflistung seiner
BewerbungsbemÃ¼hungen kalendermonatsweise bis spÃ¤testens zum zehnten Tag
des Folgemonats, erstmals bis 10. September 2013 fÃ¼r den Kalendermonat Juli
(anteilig) und fÃ¼r den Kalendermonat August festgelegt. Ihm wurde trotz Wechsels
der Integrationsstrategie weiterhin die MÃ¶glichkeit eingerÃ¤umt, die in der
Eingliederungsvereinbarung vom 18. Januar 2013 geforderten Unterlagen zur
Bewertung seiner TÃ¤tigkeit als Dozent und Referent einzureichen, um die damals
avisierte Eingliederungsstrategie fortzusetzen.

Mit Bescheid vom 22. Juli 2013 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 22.
Oktober 2013 hatte der Beklagte gegenÃ¼ber dem KlÃ¤ger fÃ¼r die Zeit vom 1.
August 2013 bis 31. Oktober 2013 den vollstÃ¤ndigen Wegfall seines
Arbeitslosengeldes II festgestellt, weil er das Zustandekommen des am 26. Juni
2013 angebotenen BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses als Kundenbetreuer im
Inboudbereich von vorherein verhindert habe. Nach Einladung zu einem
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VorstellungsgesprÃ¤ch habe er mit einer Reihe von BefÃ¼rwortern seiner Initiative
fÃ¼r ein "bedingungsloses Grundeinkommen" am Tag des VorstellungsgesprÃ¤chs
vor dem FirmengelÃ¤nde demonstriert und dem Arbeitgeber die "MittÃ¤terschaft"
an der Durchsetzung von Sanktionen vorgeworfen. In dem dann doch noch
stattgefundenen GesprÃ¤ch sei der zustÃ¤ndigen Personalberaterin u. a. ein
Ablehnungsschreiben Ã¼bergeben worden. Mit Bescheid vom 22. Oktober 2013
hatte der Beklagte gegenÃ¼ber dem KlÃ¤ger fÃ¼r die Zeit vom 1. November 2013
bis 31. Januar 2014 den vollstÃ¤ndigen Wegfall seines Arbeitslosengeldes II
festgestellt, weil er keine Bewerbungen um eine sozialversicherungspflichtige
BeschÃ¤ftigung fÃ¼r Juli und August 2013 nachgewiesen habe.

Mit Schreiben vom 15. November 2013 hÃ¶rte der Beklagte den KlÃ¤ger wegen des
nicht erfolgten Nachweises solcher BewerbungsbemÃ¼hungen fÃ¼r den Monat
September 2013 an. Der KlÃ¤ger erwiderte, dass er sich an den Verwaltungsakt
vom 18. Juli 2013 nicht mehr gebunden fÃ¼hle, nachdem er diesen Ã¶ffentlich â��
und unter Polizeischutz â�� vor dem Haus des Beklagten verbrannt habe. Indem er
der Verfassungswidrigkeit des Systems den nÃ¶tigen Widerstand entgegensetze,
liege ein wichtiger Grund fÃ¼r seine Verweigerungen vor.

Mit Bescheid vom 6. Januar 2014 stellte der Beklagte gegenÃ¼ber dem KlÃ¤ger
fÃ¼r die Zeit vom 1. Februar 2014 bis 30. April 2014 den vollstÃ¤ndigen Wegfall
seines Arbeitslosengeldes II fest. Zur BegrÃ¼ndung ist ausgefÃ¼hrt, dass der
KlÃ¤ger seiner Verpflichtung, monatlich 10 Bewerbungen um eine
sozialversicherungspflichtige BeschÃ¤ftigung nachzuweisen und diese Nachweise in
Form einer Auflistung kalendermonatlich bis spÃ¤testens zum 10. Tag des
Folgemonats einzureichen, fÃ¼r den Kalendermonat September 2013 nicht
nachgekommen sei. Da er sich nicht bereiterklÃ¤rt habe, zukÃ¼nftig seinen
Pflichten nachzukommen, sei eine Begrenzung des Wegfalls seines
Arbeitslosengeldes II auf eine Minderung um 60 v. H. des maÃ�gebenden
Regelbedarfs nicht gerechtfertigt.

Den dagegen eingelegten Widerspruch wies der Beklagte mit Widerspruchsbescheid
vom 1. April 2014 zurÃ¼ck: Ein wichtiger Grund fÃ¼r die Verletzung der Pflicht, die
geforderten Nachweise in Form einer Auflistung einzureichen, sei nicht ersichtlich.
Es handele sich um die vierte wiederholte Pflichtverletzung. Die vorangegangenen
Sanktionsereignisse datierten den 18. Juli 2012, den 15. Februar 2013, den 22. Juli
2013 und den 22. Oktober 2013. In der Zeit von Oktober bis Dezember 2012 sei die
Regelleistung aufgrund gleichartiger Sanktionen um 30 v. H., in der Zeit von April
bis Juni 2013 um 60 v. H., in der Zeit von August bis Oktober 2013 um 100 v. H.
sowie in der Zeit von November 2013 bis Januar 2014 weiterhin um 100 Prozent
gekÃ¼rzt worden.

Dagegen hat der KlÃ¤ger am 28. April 2014 Klage beim Sozialgericht Berlin
erhoben, die unter dem Aktenzeichen S 156 AS 10333/14 registriert worden ist.

Mit Beschluss vom 6. August 2015 hat das Sozialgericht dieses Verfahren zu dem
bereits anhÃ¤ngigen Verfahren verbunden.
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Der KlÃ¤ger ist der Ansicht gewesen, Â§ 31a i. V. m. Â§ 31 und Â§ 31b SGB II seien
mit dem Grundgesetz (GG), insbesondere mit dem Grundrecht auf ein
menschenwÃ¼rdiges Existenzminimum, nicht vereinbar. Das Grundrecht auf
GewÃ¤hrleistung eines menschenwÃ¼rdigen Existenzminimums lasse kein
Abweichen vom Existenzminimum zu. Sanktionen seien ungeeignet, dem Prinzip
des Forderns Druck zu verleihen. Er habe es unterlassen, BemÃ¼hungen um
"Aufnahme einer Arbeit" nachzuweisen. Im Sinne von Hartz IV sei die Sanktion
vermutlich berechtigt, aber verfassungswidrig. Er habe es sich zur Aufgabe
gemacht, sich fÃ¼r die Wiederherstellung der Grundrechte einzusetzen. Es sei ihm
von unabhÃ¤ngigen Verfassungsrechtlern das von ihm beigefÃ¼gte
verfassungsrechtliche Gutachten geschrieben worden.

Der Beklagte hat darauf hingewiesen, dass der KlÃ¤ger bereits in mehreren
Schreiben ausfÃ¼hrlich mitgeteilt habe, dass er bewusst gegen die Festlegungen
der Eingliederungsvereinbarung verstoÃ�e, um einer Ã�berprÃ¼fung der
Sanktionsregelung vor dem Bundesverfassungsgericht (BVerfG) schnellstmÃ¶glich
nÃ¤herzukommen. Der Beklagte sei als ausfÃ¼hrendes Organ an die geltenden
Gesetze gebunden. Da der KlÃ¤ger die RechtmÃ¤Ã�igkeit der Sanktion im Sinne des
SGB II selbst als berechtigt ansehe, bedÃ¼rfe es diesbezÃ¼glich keiner rechtlichen
AusfÃ¼hrungen mehr.

Mit Urteil vom 6. August 2015 hat das Sozialgericht die Klage abgewiesen: Der
Bescheid vom 22. MÃ¤rz 2013 sei rechtmÃ¤Ã�ig. Der Tatbestand des Â§ 31 Abs. 1
Nr. 1 SGB II sei erfÃ¼llt, denn der KlÃ¤ger sei seinen Pflichten aus der durch
Verwaltungsakt erlassenen Eingliederungsvereinbarung vom 18. Januar 2013 nicht
nachgekommen. Der Inhalt der dem KlÃ¤ger durch diese
Eingliederungsvereinbarung auferlegten Pflicht begegne keinen rechtlichen
Bedenken. Seine Verpflichtung, eine detaillierte Auflistung seiner AktivitÃ¤ten im
Rahmen seiner selbstÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit als Dozent und Referent im Zeitraum vom
1. Dezember 2012 bis 31. Dezember 2012 sowie eine Auflistung der Einnahmen
durch diese TÃ¤tigkeit zu Ã¼bersenden, erfÃ¼lle die Anforderungen, die an eine in
der Eingliederungsvereinbarung enthaltene Verpflichtung des HilfebedÃ¼rftigen
gestellt wÃ¼rden. Die Verletzung dieser Pflicht habe der KlÃ¤ger trotz vorheriger
schriftlicher Belehrung Ã¼ber die Rechtsfolgen begangen. Er sei mit der
Eingliederungsvereinbarung konkret, vollstÃ¤ndig, richtig, verstÃ¤ndlich und
zeitnah Ã¼ber die drohenden Rechtsfolgen einer Verletzung der vereinbarten
BemÃ¼hungen belehrt worden. Der KlÃ¤ger habe durch die NichterfÃ¼llung seiner
Pflichten aus der Eingliederungsvereinbarung vom 18. Januar 2013 auch eine
wiederholte Pflichtverletzung im Sinne des Â§ 31a Abs. 1 Satz 4 SGB II begangen,
denn es sei zuvor bereits eine Minderung festgestellt worden und der Beginn des
vorangegangenen Minderungszeitraums liege nicht lÃ¤nger als ein Jahr zurÃ¼ck.
Mit Sanktionsbescheid vom 12. September 2012 sei durch den Beklagten eine
Minderung des Anspruchs des KlÃ¤gers um 30 v. H. festgestellt worden. Dieser
Bescheid sei rechtmÃ¤Ã�ig, denn der KlÃ¤ger habe eine Pflichtverletzung im Sinne
des Â§ 31 Abs. 1 Nr. 1 SGB II begangen, indem er die in der
Eingliederungsvereinbarung vom 2. Mai 2012 festgelegten Pflichten nicht erfÃ¼llt
habe. Dabei begegneten auch die festgelegten Pflichten des KlÃ¤gers von acht
Bewerbungen monatlich inhaltlich keinen rechtlichen Bedenken. Der KlÃ¤ger habe
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auch keinen wichtigen Grund fÃ¼r diese Pflichtverletzung dargelegt und
nachgewiesen. Mit der Eingliederungsvereinbarung vom 2. Mai 2012 sei er ebenfalls
Ã¼ber die drohenden Rechtsfolgen einer Verletzung der vereinbarten
BemÃ¼hungen, insbesondere auch darÃ¼ber, dass es sich um einen wiederholten
PflichtverstoÃ� handeln wÃ¼rde, bei der eine Sanktion in HÃ¶he von 60 v. H.
erfolgen werde, belehrt worden. Der weitere Sanktionsbescheid vom 6. Januar 2014
erweise sich ebenfalls als rechtmÃ¤Ã�ig. Der KlÃ¤ger habe erneut den Tatbestand
des Â§ 31 Abs. 1 Nr. 1 SGB II erfÃ¼llt, denn er sei seinen Pflichten aus der durch
Verwaltungsakt erlassenen Eingliederungsvereinbarung vom 18. Juli 2013 nicht
nachgekommen. Der Inhalt der dem KlÃ¤ger durch die Eingliederungsvereinbarung
vom 18. Juli 2013 auferlegten Pflicht begegne keinen rechtlichen Bedenken. Die
Verpflichtung des KlÃ¤gers, monatlich zehn BewerbungsbemÃ¼hungen zu
unternehmen und darÃ¼ber in vereinbarter Form Nachweis zu erbringen, erfÃ¼lle
diese Anforderungen. Er sei mit der Eingliederungsvereinbarung konkret,
vollstÃ¤ndig, richtig, verstÃ¤ndlich und zeitnah Ã¼ber die drohenden Rechtsfolgen
einer Verletzung der vereinbarten BemÃ¼hungen belehrt worden. Er habe auch
keinen wichtigen Grund fÃ¼r seine Pflichtverletzung dargelegt und nachgewiesen.
Er habe eine weitere wiederholte Pflichtverletzung begangen. Der mit Bescheid vom
22. MÃ¤rz 2013 festgestellten 60prozentigen Sanktion seien binnen eines Jahres
mehrere 100-prozentige Sanktionen, darunter auch die Sanktion vom 6. Januar
2014 gefolgt. Die Regelung des Â§ 31a Abs. 1 SGB II verstoÃ�e insbesondere nicht
gegen das aus Art. 1 GG i. V. m. dem Sozialstaatsprinzip (Art. 20 Abs. 1 GG)
hergeleitete Grundrecht auf ein menschenwÃ¼rdiges Existenzminimum.

Gegen das seiner ProzessbevollmÃ¤chtigten am 21. August 2015 zugestellte Urteil
richtet sich die am 21. September 2015 eingelegte Berufung des KlÃ¤gers.

Der Beklagte hat mit der am 18. Dezember 2019 eingegangenen ErklÃ¤rung vom
11. Dezember 2019 die Bescheide vom 22. MÃ¤rz 2013 und vom 6. Januar 2014
insoweit aufgehoben, als dass eine Minderung von mehr als 30 v. H. der
Regelleistung verfÃ¼gt wird. Unter dem 2. Januar 2020 hat er verfÃ¼gt, dass eine
Nachzahlung von Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem SGB II
in HÃ¶he von 114,60 Euro monatlich fÃ¼r den Zeitraum vom 1. April 2013 bis 30.
Juni 2013 und in HÃ¶he von 646,66 Euro monatlich fÃ¼r den Zeitraum vom 1.
Februar 2014 bis 30. April 2014 erfolgt.

Der KlÃ¤ger trÃ¤gt vor: Sowohl die Sanktionsregeln als auch der dem SGB II
unterlegte Arbeitsbegriff seien verfassungswidrig. Er habe es sich zur Aufgabe
gemacht, unabhÃ¤ngig von seinem persÃ¶nlichen Wohlergehen sich fÃ¼r die
Wiederherstellung der Grundrechte sich einzusetzen. Er meint, aus Rdnr. 222 des
Urteils des BVerfG vom 5. November 2019 â�� 1 BvL 7/16 folge, dass die Bescheide
vollstÃ¤ndig aufzuheben seien. Die vom Beklagten ausgesprochene
NeuverfÃ¼gung einer Sanktion widerspreche Rdnr. 218 dieses Urteils. Die ihm zur
Last gelegten Pflichtverletzungen lÃ¤gen weit lÃ¤nger als sechs Monate zurÃ¼ck.
FÃ¼r den Fall, dass diese GrÃ¼nde das Gericht nicht Ã¼berzeugten, verweise er
darauf, dass eine Besonderheit der ihn betreffenden Sanktion in dem Thema liege,
dass es ihm in der Verursachung der Sanktion um nichts PersÃ¶nliches, sondern um
eine Frage allgemeiner gesellschaftlicher Bedeutung gegangen sei. Da mit der
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nachtrÃ¤glichen Aufhebung des Sanktionsbescheides nicht die Sanktion
aufgehoben werden kÃ¶nne, beantrage er fÃ¼r den Fall, dass der Beklagte den
Sanktionsbescheid vollstÃ¤ndig aufhebt, Fortsetzungsfeststellungsklage. Sollte
festgestellt werden, dass die (vorangegangenen) Sanktionen in HÃ¶he von 30 vom
Hundert und 60 vom Hundert rechtswidrig und aufzuheben seien, wÃ¼rde damit die
Rechtsgrundlage fÃ¼r alle folgenden Totalsanktionen wegfallen, denn es handele
sich bei Â§ 31a Abs. 1 Satz 1 SGB II um eine andere Rechtsgrundlage als Â§ 31a
Abs. 1 SÃ¤tze 2 bzw. 3 SGB II. Auch eine Umdeutung der Minderung in eine
(erneute) 30 vom Hundert-Sanktion komme dann nicht in Betracht. Jedenfalls seien
die Sanktionsbescheide aufzuheben, weil der KlÃ¤ger einen wichtigen Grund fÃ¼r
sein Verhalten nach Â§ 31 Abs. 1 Satz 2 SGB II habe, denn er habe seine gesamte
Arbeitskraft darauf gerichtet, dass die Verfassungswidrigkeit der
SanktionstatbestÃ¤nde festgestellt werde. Er habe versucht, mÃ¶glichst viele
Sanktionen zu erhalten. Ihm sei dieses Anliegen todernst gewesen. So habe er
mehrfach wÃ¤hrend der gegen ihn verhÃ¤ngten Totalsanktionen gehungert, um zu
verdeutlichen, wie schÃ¤digend und gefÃ¤hrlich diese seien. Anders als der
Beklagte meine, sei die Randnummer 222 des Urteils des BVerfG vom 5. November
2019 auch nicht so zu verstehen, dass die Bescheide in eine 30 vom Hundert-
Sanktion umgedeutet werden kÃ¶nnten. Die Passage, es seien, "soweit sie (die
Bescheide) Ã¼ber eine Minderung in HÃ¶he von 30 Prozent des maÃ�gebenden
Regelbedarfs hinausgehen, aufzuheben", sei so zu verstehen, dass die Bescheide
zwingend komplett aufzuheben seien. Das BVerfG habe insoweit nur noch einmal
klargestellt, dass eine Sanktion nach dieser rechtlichen Grundlage eine HÃ¶he von
Ã¼ber 30 Prozent erreiche. Dies ergebe sich auch aus dem gesamten Kontext der
Entscheidung. Zudem mÃ¼ssten Betroffene nun die MÃ¶glichkeit haben, die
Minderung existenzsichernder Leistungen durch eigenes zumutbares Verhalten
abzuwenden und zwar auch nach dem Erlass eines Sanktionsbescheides. Diese
MÃ¶glichkeiten seien bei MinderungszeitrÃ¤umen in der Vergangenheit aber gerade
nicht gegeben. Rein vorsorglich werde fÃ¼r den Fall eines kompletten
Anerkenntnisses dargelegt, dass der KlÃ¤ger ein Feststellungsinteresse in Form des
Rehabilitationsinteresses habe. Die Bild-Zeitung habe ihn wegen seiner TÃ¤tigkeit,
sich fÃ¼r die Feststellung der Verfassungswidrigkeit der Sanktionsparagrafen
einzusetzen, mit einer Schmutzkampagne Ã¼berzogen und ihn mit verurteilten
StraftÃ¤tern gleichgestellt (Hinweis auf Bild-Artikel vom 5. Dezember 2012). Zudem
begehre er auch Schadenersatz. Im Ã�brigen verweise er auf sein Widerstandsrecht
nach Art. 20 Abs. 4 GG. Er habe ab dem 1. Juli 2015 mit seinem "Sanktionshungern"
begonnen. Seine lÃ¼ckenlose Hungerstrecke habe vom 1. Juli 2015 bis zum 31.
November 2015 gedauert. WÃ¤hrend dieser Zeit habe er auch keine
Lebensmittelgutscheine in Anspruch genommen, da er diese ebenfalls fÃ¼r
menschenrechts- und verfassungswidrig halte. In der Halbzeit seines Hungerns
habe er, vermutlich verursacht durch einen Abbau des Herzmuskels, einige sehr
schmerzhafte Angina-Pectoris-AnfÃ¤lle erlitten, die allerdings erfolgreich im
Krankenhaus behandelt worden seien.

Der KlÃ¤ger beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom 6. August 2015 sowie den Bescheid vom 22.
MÃ¤rz 2013 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 13. Juni 2013 und den
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Bescheid vom 6. Januar 2014 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 1.
April 2014 aufzuheben.

Der Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Er weist daraufhin, dass der Ersatz der Eingliederungsvereinbarung per
Verwaltungsakt vom 18. Januar 2013 und der Ersatz der
Eingliederungsvereinbarung per Verwaltungsakt vom 18. Juli 2013 bestandskrÃ¤ftig
sein dÃ¼rften, da insoweit keine Verfahren der ersten und zweiten Instanz offen
seien. Er meint, die Aufrechterhaltung in Form einer 30-prozentigen Sanktionierung
dÃ¼rfte mit der Entscheidung des BVerfG im Einklang stehen.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes sowie des sonstigen
Vorbringens der Beteiligten wird auf den Inhalt der Gerichtsakten, der
Verwaltungsakten des Beklagten (Behelfsakten Band III bis V; ), der weiteren
Gerichtsakte des Sozialgerichts Berlin (frÃ¼her ) sowie der AuszÃ¼ge aus weiteren
Gerichtsakten des Sozialgerichts Berlin () verwiesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die zulÃ¤ssige Berufung ist unbegrÃ¼ndet.

Das Sozialgericht hat die Klage, soweit darÃ¼ber nach der teilweisen Aufhebung
der angefochtenen Bescheide noch zu entscheiden ist, zu Recht abgewiesen. Der
Bescheid vom 22. MÃ¤rz 2013 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 13.
Juni 2013 und der Bescheid vom 6. Januar 2014 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 1. April 2014 sind rechtmÃ¤Ã�ig. Der KlÃ¤ger
verletzte seine Pflichten aus der Eingliederungsvereinbarung per Verwaltungsakt
vom 18. Januar 2013 und aus der Eingliederungsvereinbarung per Verwaltungsakt
vom 18. Juli 2013. Einen wichtigen Grund fÃ¼r sein Verhalten hat er nicht
dargelegt.

Regelungsgegenstand eines sog. Sanktionsbescheides wie des Bescheides vom 22.
MÃ¤rz 2013 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 13. Juni 2013 und des
Bescheides vom 6. Januar 2014 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 1.
April 2014 ist nicht die HÃ¶he des Leistungsanspruchs fÃ¼r Zeiten, fÃ¼r die
Leistungen nach dem SGB II bewilligt worden waren (Bundessozialgericht â�� BSG,
Urteil vom 29. April 2015 â�� B 14 AS 19/14 R, Rdnrn. 14, 15, zitiert nach juris). Es
handelt sich vielmehr beim Sanktionsbescheid um einen eigenstÃ¤ndigen
Verwaltungsakt Ã¼ber die Feststellung einer Pflichtverletzung und Minderung.
Angesichts der damit auch unterschiedlichen VerfÃ¼gungssÃ¤tze werden
nachfolgende Umsetzungsbescheide nicht nach Â§ 96 Abs. 1 Sozialgerichtsgesetz
(SGG) zum Gegenstand des Verfahrens. Allerdings steht, wenn nur die Feststellung
einer Pflichtverletzung und Minderung und nicht (zugleich) ein nachfolgender
Umsetzungsbescheid angefochten wird, der nachtrÃ¤glichen Korrektur bei einem
Erfolg der Anfechtungsklage gegen den Minderungsbescheid die Zeitgrenze des Â§
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48 Abs. 4 Satz 1 i. V. m. Â§ 44 Abs. 4 SGB X sowie Â§ 40 Abs. 1 Satz 2 SGB II nicht
entgegen. Denn die Feststellung der Obliegenheitsverletzung und die Ã�nderung
der Leistungsbewilligung sind materiell so aufeinander bezogen, dass die
rechtzeitige Anfechtung des Minderungsbescheides ein Aufhebungsbegehren im
Hinblick auf den Umsetzungsverwaltungsakt einschlieÃ�t, um einer effektiven
RechtsschutzgewÃ¤hrung im Lichte des Art. 19 Abs. 4 GG Rechnung zu tragen
(BSG, Urteil vom 29. April 2015 â�� B 14 AS 19/14 R, Rdnr. 20).

Rechtsgrundlagen sind Â§ 31a Abs. 1 SGB II, Â§ 31 Abs.1 Satz 1 Nr. 1 und Satz 2
SGB II und Â§ 31b Abs. 1 SÃ¤tze 1, 3 und 5 SGB II in der Fassung der
Bekanntmachung vom 13. Mai 2011 (BGBl I 2011, 850) â�� a. F. -.

Â§ 31a Abs. 1 SGB II a. F. bestimmt: Bei einer Pflichtverletzung nach Â§ 31 SGB II
mindert sich das Arbeitslosengeld II in einer ersten Stufe um 30 Prozent des fÃ¼r
die erwerbsfÃ¤hige leistungsberechtigte Person nach Â§ 20 SGB II maÃ�gebenden
Regelbedarfs. Bei der ersten wiederholten Pflichtverletzung nach Â§ 31 SGB II
mindert sich das Arbeitslosengeld II um 60 Prozent des fÃ¼r die erwerbsfÃ¤hige
leistungsberechtigte Person nach Â§ 20 SGB II maÃ�gebenden Regelbedarfs. Bei
jeder weiteren wiederholten Pflichtverletzung nach Â§ 31 SGB II entfÃ¤llt das
Arbeitslosengeld II vollstÃ¤ndig. Eine wiederholte Pflichtverletzung liegt nur vor,
wenn bereits zuvor eine Minderung festgestellt wurde. Sie liegt nicht vor, wenn der
Beginn des vorangegangenen Minderungszeitraums lÃ¤nger als ein Jahr
zurÃ¼ckliegt. ErklÃ¤ren sich erwerbsfÃ¤hige Leistungsberechtigte nachtrÃ¤glich
bereit, ihren Pflichten nachzukommen, kann der zustÃ¤ndige TrÃ¤ger die Minderung
der Leistungen nach Satz 3 ab diesem Zeitpunkt auf 60 Prozent des fÃ¼r sie nach 
Â§ 20 SGB II maÃ�gebenden Regelbedarfs begrenzen.

ErwerbsfÃ¤hige Leistungsberechtigte verletzen ihre Pflichten, wenn sie trotz
schriftlicher Belehrung Ã¼ber die Rechtsfolgen oder deren Kenntnis 1. sich weigern,
in der Eingliederungsvereinbarung oder in dem diese ersetzenden Verwaltungsakt
nach Â§ 15 Absatz 1 Satz 6 SGB II festgelegte Pflichten zu erfÃ¼llen, insbesondere
in ausreichendem Umfang EigenbemÃ¼hungen nachzuweisen. Dies gilt nicht, wenn
erwerbsfÃ¤hige Leistungsberechtigte einen wichtigen Grund fÃ¼r ihr Verhalten
darlegen und nachweisen (Â§ 31 Abs.1 Satz 1 Nr. 1 und Satz 2 SGB II a. F.).

Der Auszahlungsanspruch mindert sich mit Beginn des Kalendermonats, der auf das
Wirksamwerden des Verwaltungsaktes folgt, der die Pflichtverletzung und den
Umfang der Minderung der Leistung feststellt. Der Minderungszeitraum betrÃ¤gt
drei Monate. Die Feststellung der Minderung ist nur innerhalb von sechs Monaten ab
dem Zeitpunkt der Pflichtverletzung zulÃ¤ssig (Â§ 31b Abs. 1 SÃ¤tze 1, 3 und 5 SGB
II a. F.).

1.a. Beim KlÃ¤ger handelte es sich um einen erwerbsfÃ¤higen
Leistungsberechtigten, der sich weigerte, in Eingliederungsvereinbarungen
ersetzenden Verwaltungsakten festgelegte Pflichten zu erfÃ¼llen.

Der KlÃ¤ger war erwerbsfÃ¤hig. Anhaltspunkte dafÃ¼r, dass er in seinem
LeistungsvermÃ¶gen eingeschrÃ¤nkt war, liegen nicht vor; auch vom KlÃ¤ger wird
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solches nicht geltend gemacht. Der KlÃ¤ger war leistungsberechtigt. Nach Â§ 7 Abs.
1 Satz 1 SGB II erhalten Leistungen nach diesem Buch Personen, die 1. das 15.
Lebensjahr vollendet und die Altersgrenze nach Â§ 7a SGB II (also mindestens das
65. Lebensjahr) noch nicht erreicht haben, 2. erwerbsfÃ¤hig sind, 3. hilfebedÃ¼rftig
sind und 4. ihren gewÃ¶hnlichen Aufenthalt in der Bundesrepublik Deutschland
haben (erwerbsfÃ¤hige Leistungsberechtigte). Der KlÃ¤ger, der sich in den Grenzen
der maÃ�gebenden Lebensjahre befand und seinen gewÃ¶hnlichen Aufenthalt in
der Bundesrepublik Deutschland hatte, war insbesondere hilfebedÃ¼rftig. Er
verfÃ¼gte Ã¼ber kein (verwertbares) VermÃ¶gen. Im Zeitraum vom 1. Januar 2013
bis 31. Dezember 2013 erzielte er kein Einkommen. Im Zeitraum vom 1. Januar
2014 bis 30. Juni 2014 standen ihm als Einkommen lediglich 200,00 Euro monatlich
aus ehrenamtlicher TÃ¤tigkeit zur VerfÃ¼gung. Nach seinem Vortrag im Schriftsatz
vom 4. September 2020 handelt es sich bei diesem Betrag um eine
AufwandsentschÃ¤digung fÃ¼r seine fÃ¼r einen Verein direkt erbrachte TÃ¤tigkeit.

Der KlÃ¤ger weigerte sich, in dem am 18. Januar 2013 verfÃ¼gten Ersatz der
Eingliederungsvereinbarung per Verwaltungsakt festgelegte Pflichten zu erfÃ¼llen.
Dieser Verwaltungsakt ist nicht auf seine RechtmÃ¤Ã�igkeit hin zu Ã¼berprÃ¼fen,
denn er ist bestandskrÃ¤ftig und daher bindend. Es ist weder vorgetragen noch
ersichtlich, dass dazu (noch) Rechtsbehelfsverfahren anhÃ¤ngig sind.

Nach Â§ 77 SGG gilt: Wird der gegen einen Verwaltungsakt gegebene Rechtsbehelf
nicht oder erfolglos eingelegt, so ist der Verwaltungsakt fÃ¼r die Beteiligten in der
Sache bindend, soweit durch Gesetz nichts anderes bestimmt ist.

Die RechtmÃ¤Ã�igkeit eines vorangegangenen Verwaltungsaktes ist als Vorfrage
fÃ¼r einen nachfolgenden Verwaltungsakt inzident (nur) zu Ã¼berprÃ¼fen, wenn
sich der vorangegangene Verwaltungsakt durch Zeitablauf erledigt hat (BSG, Urteil
vom 29. April 2015 â�� B 14 AS 19/14 R, Rdnr. 30, zitiert nach juris, abgedruckt in 
BSGE 119, 17 = SozR 4-4200 Â§ 31a Nr. 1; BSG, Urteil vom 29. April 2015 â�� B 14
AS 20/14 R, Rdnr. 26, zitiert nach juris). Da ein Verwaltungsakt nach Â§ 39 Abs. 2
SGB X (nur) wirksam bleibt, solange und soweit er nicht zurÃ¼ckgenommen,
widerrufen, anderweitig aufgehoben oder durch Zeitablauf oder auf andere Weise
erledigt ist, entfÃ¤llt mit seiner Erledigung zugleich jegliche Bindung an seine
inhaltliche Regelung. So wie im Falle seiner Aufhebung die Bestandskraft beseitigt
wird, tritt im Falle seiner Erledigung vor Eintritt der Bestandskraft diese erst gar
nicht ein. Dies ist rechtfertigender Grund fÃ¼r eine inzidente Ã�berprÃ¼fung,
soweit es auf seine RechtmÃ¤Ã�igkeit in einem nachfolgenden Verfahren ankommt.
Tritt eine solche vorherige Erledigung durch Zeitablauf hingegen nicht ein, fÃ¼hrt
dies bei Unanfechtbarkeit zur Bestandskraft mit der Folge einer hindernden
inhaltlichen Ã�berprÃ¼fbarkeit dieses Verwaltungsaktes auf RechtmÃ¤Ã�igkeit (vgl.
dazu auch Landessozialgericht Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 07. Juni 2018
â�� L 31 AS 671/18 B ER, Rdnrn. 21 und 22, zitiert nach juris).

Ausgehend davon hat sich der am 18. Januar 2013 verfÃ¼gte Ersatz der
Eingliederungsvereinbarung per Verwaltungsakt nicht durch Zeitablauf erledigt. Die
GÃ¼ltigkeitsdauer dieses Bescheides endete zwar zum Ablauf des 17. Juli 2013. Zu
diesem Zeitpunkt erledigte er sich jedoch nicht, da er weiterhin eine Beschwer
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entfaltete.

Zwar wird eine ursprÃ¼nglich zulÃ¤ssige Anfechtungsklage gegen einen
Eingliederungsverwaltungsakt in der Regel durch Zeitablauf unzulÃ¤ssig, wenn der
Zeitraum, fÃ¼r den dieser Eingliederungsverwaltungsakt Geltung beansprucht,
verstrichen ist. Ein KlÃ¤ger kann dann nicht mehr geltend machen, durch eine darin
getroffene Regelung beschwert zu sein. Damit hat sich dieser
Eingliederungsverwaltungsakt insgesamt erledigt und entfaltet keine Rechtswirkung
mehr (Bundessozialgericht â�� BSG, Urteil vom 15. Juni 2016 â�� B 4 AS 45/15 R,
Rdnr. 15, zitiert nach juris, abgedruckt in SozR 4-1500 Â§ 55 Nr. 16). Dies gilt jedoch
nicht, wenn dieser Eingliederungsverwaltungsakt Grundlage eines weiteren den
KlÃ¤ger belastenden Verwaltungsaktes ist. Infolge des Zeitablaufes sind zwar die im
Eingliederungsverwaltungsakt geregelten beiderseitigen Verpflichtungen nicht
(weiter) zu erfÃ¼llen, so dass sich der Eingliederungsverwaltungsakt insoweit
erledigt hat. Eine Erledigung ist jedoch nicht eingetreten, soweit wegen einer
behaupteten Verletzung von Pflichten eines KlÃ¤gers gestÃ¼tzt auf diesen
Eingliederungsverwaltungsakt diesem gegenÃ¼ber ein belastender Verwaltungsakt
erlassen wurde, der (noch) wirksam ist, denn in einem solchen Fall entfaltet der
Eingliederungsverwaltungsakt weiterhin rechtsnachteilige Wirkungen zu Lasten des
KlÃ¤gers, so dass deswegen eine Beschwer verbleibt. Die mit der Anfechtungsklage
angestrebte Aufhebung des die Eingliederungsvereinbarung ersetzenden
Verwaltungsaktes ist erforderlich, um mÃ¶gliche Sanktionen abzuwehren (so auch
BSG, Urteil vom 14. Februar 2013 â�� B 14 AS 195/11 R, Rdnrn 13, 10, 5;
Landessozialgericht Berlin-Brandenburg, Urteil vom 15. Juni 2017 â�� L 25 AS
1631/16, Rdnr. 63, zitiert nach juris; Landessozialgericht fÃ¼r das Land Nordrhein-
Westfalen, Beschluss vom 31. August 2017 â�� L 2 AS 488/17, Rdnr. 20;
SÃ¤chsisches Landessozialgericht, Urteil vom 27. Februar 2014 â�� L 3 AS 639/10,
Rdnr. 28, zitiert nach juris; Landessozialgericht Baden-WÃ¼rttemberg, Urteil vom
12. Dezember 2012 â�� L 3 AS 2192/12, Rdnr. 22, zitiert nach juris,
Landessozialgericht Rheinland-Pfalz, Urteil vom 26. Februar 2008 â�� L 3 AS 4/08,
Rdnr. 29, zitiert nach juris).

Die Voraussetzung der weiteren Beschwer des KlÃ¤gers liegt vor, denn der
(Sanktions)Bescheid vom 22. MÃ¤rz 2013 beruht auf dem am 18. Januar 2013
verfÃ¼gten Ersatz der Eingliederungsvereinbarung per Verwaltungsakt. Mithin
erledigte sich der am 18. Januar 2013 verfÃ¼gte Ersatz der
Eingliederungsvereinbarung per Verwaltungsakt nicht durch Zeitablauf, so dass er
nach Â§ 77 SGG bestandkrÃ¤ftig werden konnte. Angesichts seiner Bestandskraft ist
der Senat somit darauf beschrÃ¤nkt zu prÃ¼fen, ob der KlÃ¤ger die ihm mit diesem
Verwaltungsakt auferlegten Pflichten verletzte oder nicht.

Eine solche Pflichtverletzung liegt vor. Nach dem am 18. Januar 2013 verfÃ¼gten
Ersatz der Eingliederungsvereinbarung per Verwaltungsakt war der KlÃ¤ger zur
Ã�bersendung einer detaillierten Auflistung seiner AktivitÃ¤ten im Rahmen der
selbstÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit als Dozent und Referent im Zeitraum vom 1. Juli 2012 bis
31. Dezember 2012 bis spÃ¤testens 15. Februar 2013 und die Ã�bersendung einer
Auslistung der Einnahmen, die er im Zusammenhang mit der AusÃ¼bung der
SelbstÃ¤ndigkeit bei GegenÃ¼berstellung der Ausgaben in diesem Zeitraum
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erwirtschaftet hatte, verpflichtet. Dieses vom KlÃ¤ger abverlangte Verhalten war
nach Art, Umfang und Zeit so hinreichend konkretisiert, dass fÃ¼r ihn ersichtlich
war, was von ihm erwartet wurde. Der KlÃ¤ger weigerte sich, dieser Verpflichtung
nachzukommen.

Das Merkmal "weigert" bedeutet die vorsÃ¤tzliche ausdrÃ¼ckliche oder
stillschweigende, schriftlich, mÃ¼ndlich oder in anderer Weise zum Ausdruck
gebrachte fehlende Bereitschaft, die in der Eingliederungsvereinbarung oder in dem
sie ersetzenden Verwaltungsakt festgelegten Pflichten zu erfÃ¼llen. Sie kann auch
in einem konkludenten Verhalten liegen (Knickrehm/Hahn in Eicher, Grundsicherung
fÃ¼r Arbeitsuchende, Kommentar, 3. Auflage, Â§ 31 Rdnr. 17; Berlit in MÃ¼nder,
Sozialgesetzbuch II â�� Grundsicherung fÃ¼r Arbeitsuchende, 6. Auflage, Â§ 31
Rdnr. 29). Die Weigerung bedeutet im Rahmen des Sanktionstatbestandes des Â§
31 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGB II a. F. die vorsÃ¤tzliche NichtÃ¼bersendung der
geforderten Auflistungen.

Nachdem der KlÃ¤ger zunÃ¤chst mit Schreiben vom 15. Februar 2013
angekÃ¼ndigt hatte, seine Entscheidung, ob er die Auflistungen Ã¼bersende
werde, noch mitteilen zu wollen, lehnte er schlieÃ�lich ab, die geforderte Auflistung
seiner AktivitÃ¤ten des zweiten Halbjahres 2012 beizubringen. Er weigerte sich
damit, seiner Verpflichtung nachzukommen.

Der Beklagte belehrte auch zutreffend Ã¼ber die Rechtsfolgen bei VerstoÃ� gegen
die in der Eingliederungsvereinbarung per Verwaltungsakt festgelegten Pflichten. So
fÃ¼hrte er unter anderem aus: Bei einem wiederholten PflichtverstoÃ� wird das
Arbeitslosengeld II um einen Betrag i.H.v. 60 % des maÃ�gebenden Regelbedarfs
gemindert, bei weiteren wiederholten PflichtverstÃ¶Ã�en entfÃ¤llt das
Arbeitslosengeld II vollstÃ¤ndig. Ihr Arbeitslosengeld II wurde bereits einmal
aufgrund eines PflichtverstoÃ�es gemindert (vergleiche Bescheid vom 12.
September 2012). Ein wiederholter PflichtverstoÃ� (VerstoÃ� gegen eine der unter
Nr. 2 mit Ihnen vereinbarten EingliederungsbemÃ¼hungen) wird daher eine
Minderung des Ihnen zustehenden Arbeitslosengeldes II um einen Betrag i.H.v. 60 %
des fÃ¼r sie maÃ�gebenden Regelbedarfs zur Folge haben. Vorsorglich wird darauf
hingewiesen, dass weitere wiederholte PflichtverstÃ¶Ã�e den vollstÃ¤ndigen
Wegfall des Arbeitslosengeldes II zur Folge haben. Ungeachtet dessen wusste der
KlÃ¤ger um die eintretenden Sanktionen aufgrund des ersten Sanktionsbescheides
vom 12. September 2012, wie zudem seine Bitte auf das Schreiben des Beklagten
vom 4. MÃ¤rz 2013, sich "bei der Entscheidung Ã¼ber eine Sanktion
ausschlieÃ�lich an der Rechtslage zu orientieren", zeigt.

Der KlÃ¤ger weigerte sich gleichfalls, in dem am 18. Juli 2013 verfÃ¼gten Ersatz
der Eingliederungsvereinbarung per Verwaltungsakt festgelegte Pflichten zu
erfÃ¼llen. Auch dieser Verwaltungsakt ist nicht auf seine RechtmÃ¤Ã�igkeit hin zu
Ã¼berprÃ¼fen, denn er ist bestandskrÃ¤ftig und daher bindend. Es ist weder
vorgetragen noch ersichtlich, dass dazu (noch) Rechtsbehelfsverfahren anhÃ¤ngig
sind. Dieser Verwaltungsakt hat sich ebenfalls nicht durch Zeitablauf erledigt. Die
GÃ¼ltigkeitsdauer des am 18. Juli 2013 verfÃ¼gten Ersatz der
Eingliederungsvereinbarung per Verwaltungsakt endete zwar zum Ablauf des 17.
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Januar 2014. Zu diesem Zeitpunkt erledigte er sich jedoch nicht, da er weiterhin
eine Beschwer entfaltete, denn der (Sanktions)Bescheid vom 6. Januar 2014 beruht
auf diesem Verwaltungsakt.

Der KlÃ¤ger weigerte sich, in dem am 18. Juli 2013 verfÃ¼gten Ersatz der
Eingliederungsvereinbarung per Verwaltungsakt festgelegte Pflichten zu erfÃ¼llen.
Nach diesem Verwaltungsakt war der KlÃ¤ger zu jeweils mindestens 10
BewerbungsbemÃ¼hungen um sozialversicherungspflichtige
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisse im Turnus von einem Monat und zur Vorlage einer
Auflistung seiner BewerbungsbemÃ¼hungen kalendermonatsweise bis spÃ¤testens
zum zehnten Tag des Folgemonats, erstmals bis 10. September 2013 fÃ¼r den
Kalendermonat Juli (anteilig) und fÃ¼r den Kalendermonat August verpflichtet.
Dieses vom KlÃ¤ger abverlangte Verhalten war nach Art, Umfang und Zeit so
hinreichend konkretisiert, dass fÃ¼r ihn ersichtlich war, was von ihm erwartet
wurde.

Der KlÃ¤ger weigerte sich, einen Nachweis seiner BewerbungsbemÃ¼hungen fÃ¼r
September 2013 vorzulegen, denn, wie er dazu mitteilte, fÃ¼hlte er sich an den
Verwaltungsakt vom 18. Juli 2013 nicht mehr gebunden, nachdem er diesen
Ã¶ffentlich â�� und unter Polizeischutz â�� vor dem Haus des Beklagten verbrannt
hatte.

Der Beklagte belehrte auch zutreffend Ã¼ber die Rechtsfolgen bei VerstoÃ� gegen
die in der Eingliederungsvereinbarung per Verwaltungsakt festgelegten Pflichten. Er
fÃ¼hrte Ã¼ber die oben genannte Rechtsfolgenbelehrung hinaus unter anderem
aus: Ihr Arbeitslosengeld II wurde zuletzt wegen eines ersten wiederholten
PflichtverstoÃ�es um einen Betrag i.H.v. 60 % des maÃ�gebenden Regelbedarfs
gemindert (vergleiche Bescheid vom 22. MÃ¤rz 2013). Jeder weitere wiederholte
PflichtverstoÃ� (VerstoÃ� gegen die mit Ihnen Nr. 2 vereinbarten
EingliederungsbemÃ¼hungen) wird daher den vollstÃ¤ndigen Wegfall des Ihnen
zustehenden Arbeitslosengeldes II zur Folge haben. In diesem Fall werden auch
keine BeitrÃ¤ge zur Kranken- und Pflegeversicherung abgefÃ¼hrt.

1.b. Einen wichtigen Grund einerseits fÃ¼r die NichtÃ¼bersendung der Auflistungen
seiner AktivitÃ¤ten im Rahmen der selbstÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit als Dozent und
Referent nebst seiner Einnahmen im Zusammenhang mit der AusÃ¼bung der
SelbstÃ¤ndigkeit und andererseits fÃ¼r die NichtÃ¼bersendung eines Nachweises
seiner BewerbungsbemÃ¼hungen hat der KlÃ¤ger nicht geltend gemacht.

Das BVerfG hat im Urteil vom 5. November 2019 â�� 1 BvL 7/16 ausgefÃ¼hrt: Der
Gesetzgeber hat (lediglich) Sorge dafÃ¼r zu tragen, dass trotz Wegfalls des
Arbeitslosengeldes II die Chance realisierbar bleibt, existenzsichernde Leistungen zu
erhalten, wenn zumutbare Mitwirkungspflichten erfÃ¼llt werden oder, falls das nicht
mÃ¶glich ist, die ernsthafte und nachhaltige Bereitschaft zur Mitwirkung
tatsÃ¤chlich vorliegt. Anders liegt dies folglich, wenn und solange
Leistungsberechtigte es selbst in der Hand haben, durch Aufnahme einer ihnen
angebotenen zumutbaren Arbeit (Â§ 31 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 SGB II) ihre
menschenwÃ¼rdige Existenz tatsÃ¤chlich und unmittelbar durch die Erzielung von

                            14 / 22

https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=1%20BvL%207/16
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/31.html


 

Einkommen selbst zu sichern. Ihre Situation ist dann im Ausgangspunkt derjenigen
vergleichbar, in der keine BedÃ¼rftigkeit vorliegt, weil Einkommen oder VermÃ¶gen
aktuell verfÃ¼gbar und zumutbar einsetzbar sind. Wird eine solche tatsÃ¤chlich
existenzsichernde und im Sinne des Â§ 10 SGB II zumutbare ErwerbstÃ¤tigkeit ohne
wichtigen Grund im Sinne des Â§ 31 Abs. 1 Satz 2 SGB II willentlich verweigert,
obwohl im Verfahren die MÃ¶glichkeit bestand, dazu auch etwaige Besonderheiten
der persÃ¶nlichen Situation vorzubringen, die einer Arbeitsaufnahme bei objektiver
Betrachtung entgegenstehen kÃ¶nnten, ist daher ein vollstÃ¤ndiger
Leistungsentzug zu rechtfertigen (Rdnrn. 208, 209). Das Grundgesetz verwehrt dem
Gesetzgeber (nÃ¤mlich) nicht, die Inanspruchnahme sozialer Leistungen zur
Sicherung der menschenwÃ¼rdigen Existenz an den Nachranggrundsatz zu binden,
also nur dann zur VerfÃ¼gung zu stellen, wenn Menschen ihre Existenz nicht
vorrangig selbst sichern kÃ¶nnen. Auch der soziale Rechtsstaat ist darauf
angewiesen, dass Mittel der Allgemeinheit, die zur Hilfe fÃ¼r deren bedÃ¼rftige
Mitglieder bestimmt sind, nur in FÃ¤llen in Anspruch genommen werden, in denen
wirkliche BedÃ¼rftigkeit vorliegt. Eine daran anknÃ¼pfende Schonung der
begrenzten finanziellen Ressourcen des Staates sichert diesem kÃ¼nftige
Gestaltungsmacht gerade auch zur Verwirklichung des sozialen Staatsziels. Das
Grundgesetz steht auch einer Entscheidung des Gesetzgebers nicht entgegen, von
denjenigen, die staatliche Leistungen der sozialen Sicherung in Anspruch nehmen,
zu verlangen, an der Ã�berwindung ihrer HilfebedÃ¼rftigkeit selbst aktiv
mitzuwirken oder die BedÃ¼rftigkeit gar nicht erst eintreten zu lassen (Rdnrn. 123,
124, 126). DemgegenÃ¼ber kann ein legitimes Ziel solcher Mitwirkungspflichten
nicht darin gesehen werden, die Entfaltung der eigenen PersÃ¶nlichkeit zu
fÃ¶rdern. Art. 1 Abs. 1 GG schÃ¼tzt die WÃ¼rde des Menschen, wie er sich in
seiner IndividualitÃ¤t selbst begreift und seiner selbst bewusst ist. Das schlieÃ�t
Mitwirkungspflichten aus, die auf eine staatliche Bevormundung oder Versuche der
"Besserung" gerichtet sind. Wird die Verletzung einer Mitwirkungspflicht durch eine
Minderung existenzsichernder Leistungen sanktioniert, fehlen der bedÃ¼rftigen
Person allerdings Mittel, die sie benÃ¶tigt, um die Bedarfe zu decken, die ihr eine
menschenwÃ¼rdige Existenz ermÃ¶glichen. Mit der verfassungsrechtlichen
GewÃ¤hrleistung einer menschenwÃ¼rdigen Existenz kann eine
Leistungsminderung dennoch vereinbar sein. Sie kann die Anforderungen aus Art. 1
Abs. 1 in Verbindung mit Art. 20 Abs. 1 GG wahren, wenn sie nicht darauf
ausgerichtet ist, repressiv Fehlverhalten zu ahnden, sondern darauf, dass
Mitwirkungspflichten erfÃ¼llt werden, die gerade dazu dienen, die existenzielle
BedÃ¼rftigkeit zu vermeiden oder zu Ã¼berwinden. Dann dient die
Leistungsminderung wie auch die Pflicht, die mit ihr durchgesetzt werden soll, dazu,
den existenznotwendigen Bedarf auf lÃ¤ngere Sicht nicht mehr durch staatliche
Leistung, sondern durch die Eigenleistung der Betroffenen zu decken. Der
Gesetzgeber kann insofern staatliche Leistungen zur Sicherung der Existenz auch
mit der Forderung von und BefÃ¤higung zu eigener Existenzsicherung verbinden. Es
gelten jedoch strenge Anforderungen der VerhÃ¤ltnismÃ¤Ã�igkeit. Insbesondere
muss es den Betroffenen tatsÃ¤chlich mÃ¶glich sein, die Minderung staatlicher
Leistungen durch eigenes zumutbares Verhalten abzuwenden und die
existenzsichernde Leistung wiederzuerlangen (Rdnrn. 127, 131, 132, 133).

Wichtige GrÃ¼nde kÃ¶nnen daher besondere UmstÃ¤nde wie familiÃ¤re oder
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gesundheitliche Probleme oder eine Diskriminierung am aufgegebenen Arbeitsplatz
sein, die bei objektiver Betrachtung der geforderten Mitwirkung entgegenstanden
und auch einer kÃ¼nftigen Mitwirkung entgegenstehen kÃ¶nnen. Der wichtige
Grund muss objektiv vorliegen (BVerfG, Urteil vom 5. November 2019 â�� 1 BvL
7/16, Rdnrn. 143, 173).

Einen solchen individuellen berechtigten Grund fÃ¼r sein Verhalten hat der KlÃ¤ger
nicht dargetan.

Eine vermeintliche oder tatsÃ¤chliche "Verfassungswidrigkeit des Systems" stellt
einen solchen individuellen Grund nicht dar. Indem er, so der KlÃ¤ger, der
Verfassungswidrigkeit des Systems den nÃ¶tigen Widerstand entgegensetze, kann
ebenfalls kein individueller Grund gesehen werden. Seine, wie von ihm vorgetragen,
Absicht, statt wie gewÃ¶hnlich, Sanktionen zu vermeiden, sich bemÃ¼ht zu haben,
rechtsichere und unauflÃ¶sliche Sanktionen zu erhalten, stellt ebenfalls keinen
solchen individuellen Grund dar.

Der KlÃ¤ger mag gute GrÃ¼nde gegen die Sanktionsregelungen haben. Er verkennt
jedoch den vom GG vorgegebenen Weg, um die Beseitigung dieser Regelungen zu
erreichen. Die Grundrechte dienen dazu, den jeweiligen Betroffenen vor ihn
belastenden rechtswidrigen staatlichen Eingriffen zu schÃ¼tzen. Zur Verwirklichung
dessen ist diesem Betroffenen der Rechtsweg erÃ¶ffnet. Zur Abschaffung eines
Gesetzes, das der KlÃ¤ger aus welchen GrÃ¼nden auch immer fÃ¼r verfehlt
erachtet, steht der Rechtsweg hingegen nicht zur VerfÃ¼gung. Nach dem
Grundsatz der Gewaltenteilung obliegt es dem demokratisch gewÃ¤hlten
Gesetzgeber zu entscheiden, welche Gesetze er mit welchem Inhalt schafft oder
abschafft. Dementsprechend kann sich der KlÃ¤ger in einem
Rechtsbehelfsverfahren nur auf individuelle GrÃ¼nde fÃ¼r sein konkretes
Verhalten, an das das Gesetz bestimmte Rechtsfolgen knÃ¼pft, stÃ¼tzen. Der
KlÃ¤ger mag sich fÃ¼r befugt halten, als Sachwalter der Rechte anderer
Betroffener zu agieren. Mit seiner Ansicht, die im Gesetz vorgesehenen Sanktionen
seien ungeeignet, dem Prinzip des Forderns Druck zu verleihen, kann er daher nicht
gehÃ¶rt werden. Dies gilt auch, soweit er es sich unabhÃ¤ngig von seinem
persÃ¶nlichen Wohlergehen zur Aufgabe gemacht habe, sich fÃ¼r die
Wiederherstellung der Grundrechte einzusetzen, soweit er damit die Grundrechte
anderer Betroffener anspricht. Die von ihm gesehene Besonderheit der ihn
betreffenden Sanktionen, dass es nÃ¤mlich um "nichts PersÃ¶nliches, sondern um
eine Frage allgemeiner gesellschaftlicher Bedeutung" gegangen sei, muss daher
ebenfalls unberÃ¼cksichtigt bleiben.

Entgegen seiner Ansicht wird er auch nicht wegen seiner Haltung zur
Verfassungswidrigkeit von Hartz IV sanktioniert und ist auch nicht deswegen
politischer Verfolgung ausgesetzt. Die angefochtenen Bescheide geben dafÃ¼r
keinen Hinweis. Die o. g. Rechtsgrundlagen sehen eine Sanktionierung wegen einer
bestimmten Haltung zu Hartz IV nicht vor.

Der KlÃ¤ger kann sich schlieÃ�lich nicht auf Art 20 Abs. 4 GG berufen.
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Diese Vorschrift bestimmt: Gegen jeden, der es unternimmt, diese Ordnung zu
beseitigen, haben alle Deutschen das Recht zum Widerstand, wenn andere Abhilfe
nicht mÃ¶glich ist.

Die von ihm dazu angefÃ¼hrte BegrÃ¼ndung, es sei unmÃ¶glich, als Hartz-IV-
Betroffener die Frage nach der Verfassungswidrigkeit der Sanktionen regelkonform
zum BVerfG zu bringen, trifft nicht zu. Das Jobcenter ist als BehÃ¶rde an das Gesetz
gebunden; ihm steht es nicht zu, die Verfassungswidrigkeit eines Gesetzes zu
prÃ¼fen. DafÃ¼r steht der Rechtsweg offen. Die AnwaltsgebÃ¼hren im Sozialrecht
sind so gestaltet, dass sie es ermÃ¶glichen, einen Rechtsanwalt zur Vertretung zu
finden. Betroffene kÃ¶nnen ebenfalls Prozesskostenhilfe erhalten, denn die
Voraussetzungen fÃ¼r die Bewilligung von Prozesskostenhilfe sind
verfassungskonform ausgestaltet. Die Richter sind nach Art. 20 Abs. 3 GG an Gesetz
und Recht und nicht, wie der KlÃ¤ger meint, an Regierung und Politik gebunden. Die
in Deutschland geltenden Regelungen Ã¼ber Auswahl, Anstellung und
BefÃ¶rderung der Richter Ã¤ndern daran nichts; insbesondere wird dadurch die
Gewaltenteilung zwischen Exekutive und Judikative nicht berÃ¼hrt. Gegen eine
fehlende aufschiebende Wirkung bei Widerspruch und Klage steht dem Betroffenen
die MÃ¶glichkeit des einstweiligen Rechtsschutzes zur VerfÃ¼gung. Der Vortrag des
KlÃ¤gers, in den 15 Jahren Hartz-IV sei von tausenden von Hartz-IV-Betroffenen
verfassten Verfassungsbeschwerden nicht eine einzige vom BVerfG angenommen
worden, was letztendlich belege, dass der Weg der Verfassungsbeschwerde nicht
gangbar sei, kann auch zum Ausdruck bringen, dass die Sanktionsregelungen nicht
offenkundig verfassungswidrig gewesen sind und es deswegen einer eingehenden
verfassungsrechtlichen WÃ¼rdigung bedurfte, um eine teilweise
Verfassungswidrigkeit dieser Regelungen sichtbar werden zu lassen.

Das Widerstandsrecht nach Art. 20 Abs. 4 GG ist ein subsidiÃ¤res Ausnahmerecht,
das als ultima ratio von vornherein nur dann in Betracht kommt, wenn alle von der
Rechtsordnung zur VerfÃ¼gung gestellten Rechtsbehelfe so wenig Aussicht auf
wirksame Abhilfe bieten, dass die AusÃ¼bung des Widerstandes das letzte Mittel
zur Erhaltung oder Wiederherstellung des Rechts ist. Eine Verletzung von Art. 20
Abs. 4 GG kann danach nicht in einem Verfahren gerÃ¼gt werden, in dem gegen
die behauptete Beseitigung der verfassungsmÃ¤Ã�igen Ordnung gerade
gerichtliche Abhilfe gesucht wird. Daran Ã¤ndert die ErwÃ¤hnung des Art. 20 Abs. 4
GG in Art. 93 Abs. 1 Nr. 4a GG nichts. Der subsidiÃ¤re Charakter dieses Rechts
bleibt von der Ausformung als â�� auch prozessual â�� grundrechtsgleiches Recht
unberÃ¼hrt (BVerfG, Urteil vom 30. Juni 2009 â�� 2 BvE 2/08, Rdnr. 186, zitiert
nach juris, abgedruckt in BVerfGE 123, 267).

2.a. Die Pflichtverletzungen des KlÃ¤gers stellen eine erste wiederholte bzw. eine
weitere wiederholte Pflichtverletzung dar. Es kann daher dahinstehen, ob die
verbliebene Sanktion in HÃ¶he von 30 vom Hundert aufzuheben wÃ¤re, wenn die
vorangegangenen Sanktionen in HÃ¶he von 30 vom Hundert oder von 60 vom
Hundert rechtswidrig und aufzuheben wÃ¤ren, weil, so der KlÃ¤ger, damit die
Rechtsgrundlage fÃ¼r alle folgenden Totalsanktionen wegfielen.

Der Sanktionsbescheid, der den ersten bzw. den nachfolgenden
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Minderungszeitraum festlegt, muss wirksam sein. Bestandskraft ist nicht
erforderlich. Sofern allerdings der LeistungstrÃ¤ger oder ein Gericht die
aufschiebende Wirkung eines Rechtbehelfs gegen diesen Bescheid angeordnet
haben â�� da Widerspruch und Anfechtungsklage gegen diesen Bescheid nach Â§
39 Nr. 1 SGB II keine aufschiebende Wirkung haben â�� darf der Bescheid nicht
vollzogen werden. Das bedeutet, da aus dem Verwaltungsakt keine Folgerungen
gezogen werden dÃ¼rfen, dass in einem solchen Fall nicht von einer festgestellten
Minderung ausgegangen werden kann (Weber in Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB II, 5.
Aufl., Â§ 31a, Stand: 01.03.2020, Rdnrn. 46 und 47).

Ist gegen den Sanktionsbescheid, der den ersten bzw. den nachfolgenden
Minderungszeitraum festlegt, Widerspruch eingelegt oder Klage erhoben worden, ist
mangels Bestandskraft eine PrÃ¼fung seiner RechtmÃ¤Ã�igkeit als Voraussetzung
des oder der nachfolgenden Sanktionsbescheide mÃ¶glich und geboten (Weber in
Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB II, a. a. O., Â§ 31a, Rdnr. 49), wÃ¤hrend ansonsten die
RechtmÃ¤Ã�igkeit eines bindend gewordenen frÃ¼heren Bescheides
grundsÃ¤tzlich nicht zu Ã¼berprÃ¼fen ist (Weber in Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB
II, a. a. O., Â§ 31a, Rdnr. 49 unter Hinweis auf BSG, Urteil vom 21. MÃ¤rz 2002 â�� B
7 AL 44/01 R, Rdnrn. 24 und 25, zitiert nach juris, abgedruckt in SozR 3-4100 Â§ 119
Nr. 23: zu Sperrzeit-Bescheiden bei Arbeitslosenhilfe).

Mit Bescheid vom 12. September 2012 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides
vom 22. November 2012, der eine Minderung des Arbeitslosengeldes II fÃ¼r die
Zeit vom 1. Oktober 2012 bis 31. Dezember 2012 monatlich um 30 v. H. des
maÃ�gebenden Regelbedarfs (112,20 Euro monatlich) feststellte, wurde die erste
Pflichtverletzung festgestellt. Diese Bescheide sind nicht bestandskrÃ¤ftig, da
dagegen die beim Sozialgericht Berlin unter dem Aktenzeichen S 189 AS 4858/18
WA registrierte Klage (frÃ¼her S 189 AS 33311/12) anhÃ¤ngig ist.

Der Bescheid vom 12. September 2012 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides
vom 22. November 2012 ist allerdings rechtmÃ¤Ã�ig, denn der KlÃ¤ger unternahm,
wie von ihm mitgeteilt, weder im Mai 2012 noch im Juni 2012 EigenbemÃ¼hungen
um Arbeit entsprechend seiner Verpflichtung in der Eingliederungsvereinbarung per
Verwaltungsakt vom 2. Mai 2012. Einen wichtigen Grund hat der KlÃ¤ger nicht
benannt. Er bezieht sich ausschlieÃ�lich auf die Verfassungswidrigkeit der
gesetzlichen Regelungen.

Die erste wiederholte Pflichtverletzung wurde mit dem im hiesigen Verfahren
angefochtenen Bescheid vom 22. MÃ¤rz 2013 festgestellt, so dass es sich bei der
mit dem ebenfalls im hiesigen Verfahren angefochtenen Bescheid vom 6. Januar
2014 um die Feststellung einer weiteren wiederholten Pflichtverletzung handelt.

Der Beginn des vorangegangenen Minderungszeitraumes liegt auch nicht lÃ¤nger
als ein Jahr zurÃ¼ck. Der erste vorangegangene Minderungszeitraum begann am 1.
Oktober 2012, so dass der Bescheid vom 22. MÃ¤rz 2013 mit dem
Minderungszeitraum ab 01. April 2013 die Jahresfrist wahrt. Bei Beginn des zweiten
vorangegangenen Minderungszeitraumes ab 1. April 2013 wahrt der Bescheid vom
6. Januar 2014 mit dem Minderungszeitraum ab 1. Februar 2014 ebenfalls die
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Jahresfrist.

Der KlÃ¤ger hat sich schlieÃ�lich auch nicht nachtrÃ¤glich (bis zum Ende des
Minderungszeitraums am 30. April 2014) bereiterklÃ¤rt, seinen Pflichten aus dem
Ersatz der Eingliederungsvereinbarung per Verwaltungsakt vom 18. Juli 2013, deren
Verletzung zum Erlass des Bescheides vom 6. Januar 2014 fÃ¼hrte,
nachzukommen.

2.b. Â§ 31a Abs. 1 SÃ¤tze 2 und 3 SGB II a. F. sehen zwar eine Minderung des
Arbeitslosengeldes um 60 Prozent des maÃ�gebenden Regelbedarfs bzw. einen
vollstÃ¤ndigen Wegfall des Arbeitslosengeldes vor. Diese Rechtsfolgen sind
allerdings nach dem Urteil des BVerfG vom 5. November 2019 mit dem GG
unvereinbar.

Das BVerfG hat unter Ziffer 1 tenoriert:

Â§ 31a Absatz 1 SÃ¤tze 1, 2 und 3 SGB II (in der nÃ¤her bezeichneten Fassung) ist
fÃ¼r FÃ¤lle des Â§ 31 Absatz 1 SGB II in der genannten Fassung mit Art. 1 Abs. 1
GG in Verbindung mit dem Sozialstaatsprinzip des Art. 20 Abs. 1 GG unvereinbar,
soweit die HÃ¶he der Leistungsminderung bei einer erneuten Verletzung einer
Pflicht nach Â§ 31 Absatz 1 SGB II die HÃ¶he von 30 Prozent des maÃ�gebenden
Regelbedarfs Ã¼bersteigt, soweit eine Sanktion nach Â§ 31a Absatz 1 SÃ¤tze 1 bis
3 SGB II zwingend zu verhÃ¤ngen ist, auch wenn auÃ�ergewÃ¶hnliche HÃ¤rten
vorliegen, und soweit Â§ 31b Absatz 1 Satz 3 SGB II fÃ¼r alle
Leistungsminderungen ungeachtet der ErfÃ¼llung einer Mitwirkungspflicht oder der
Bereitschaft dazu eine starre Dauer von drei Monaten vorgibt.

Das BVerfG hat dazu ausgefÃ¼hrt: Â§ 31a Abs. 1 SÃ¤tze 2 und 3 SGB II sind nach
derzeitigem Erkenntnisstand verfassungswidrig, soweit die Minderung wegen einer
ersten wiederholten und einer weiteren wiederholten Pflichtverletzung innerhalb
eines Jahres die HÃ¶he von 30 % des maÃ�gebenden Regelbedarfs Ã¼bersteigt.
Die Regelung ist insoweit fÃ¼r mit dem Grundgesetz unvereinbar zu erklÃ¤ren. Â§
31a Abs. 1 SÃ¤tze 1, 2 und 3 SGB II sind verfassungswidrig und mit dem
Grundgesetz unvereinbar, soweit danach der Regelbedarf bei einer Pflichtverletzung
auch im Fall auÃ�ergewÃ¶hnlicher HÃ¤rten zwingend zu mindern ist oder das
Arbeitslosengeld II auch dann vollstÃ¤ndig entfallen muss. Â§ 31b Abs. 1 Satz 3 SGB
II ist verfassungswidrig und mit dem Grundgesetz unvereinbar, soweit er fÃ¼r alle
hier Ã¼berprÃ¼ften Leistungsminderungen eine starre Dauer von drei Monaten
vorgibt (Rdnrn. 215 â�� 217).

Das BVerfG hat allerdings ebenfalls festgestellt: Die in Â§ 31a Abs. 1 Satz 1 SGB II
normierte HÃ¶he einer Leistungsminderung von 30 % des maÃ�gebenden
Regelbedarfs im Fall der Verletzung einer Pflicht nach Â§ 31 Abs. 1 SGB II ist nach
derzeitiger Erkenntnislage fÃ¼r sich genommen verfassungsrechtlich nicht zu
beanstanden (Rdnr. 214).

Die Verfassungswidrigkeit der genannten Regelungen hat, wie der Tenor des Urteils
des BVerfG ergibt, nicht die Nichtigkeit dieser Regelungen zur Folge. Dies hat das
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BVerfG damit begrÃ¼ndet, dass die bloÃ�e UnvereinbarkeitserklÃ¤rung einer
verfassungswidrigen Norm regelmÃ¤Ã�ig geboten sei, wenn der Gesetzgeber
verschiedene MÃ¶glichkeiten habe, den VerfassungsverstoÃ� zu beseitigen. Dies sei
hier der Fall (Rdnrn. 212 und 213 unter Darstellung dieser MÃ¶glichkeiten). Daraus
hat das BVerfG die Konsequenz gezogen, dass die Vorschriften bis zum Inkrafttreten
der Neuregelung durch den Gesetzgeber nach MaÃ�gabe dieses Urteils angewendet
werden kÃ¶nnen (Rdnrn. 210 und 218). Es hat dazu unter Ziffer 2 tenoriert: Bis zum
Inkrafttreten der Neuregelung durch den Gesetzgeber sind Â§ 31a Abs. 1 SÃ¤tze 1,
2 und 3 und Â§ 31b Abs. 1 Satz 3 in den FÃ¤llen des Â§ 31 Abs. 1 SGB II in der
Fassung folgender Ã�bergangsregelungen weiter anwendbar: a) Â§ 31a Absatz 1
Satz 1 SGB II ist in den FÃ¤llen des Â§ 31 Absatz 1 SGB II mit der MaÃ�gabe
anzuwenden, dass die Leistungsminderung wegen einer Pflichtverletzung nach Â§
31 Absatz 1 SGB II nicht erfolgen muss, wenn dies im konkreten Einzelfall unter
BerÃ¼cksichtigung aller UmstÃ¤nde zu einer auÃ�ergewÃ¶hnlichen HÃ¤rte
fÃ¼hren wÃ¼rde. Insbesondere kann von einer Minderung abgesehen werden,
wenn nach EinschÃ¤tzung der BehÃ¶rde die Zwecke des Gesetzes nur erreicht
werden kÃ¶nnen, indem eine Sanktion unterbleibt. b) Â§ 31a Absatz 1 SÃ¤tze 2 und
3 SGB II sind in den FÃ¤llen des Â§ 31 Absatz 1 SGB II mit der MaÃ�gabe
anwendbar, dass wegen wiederholter Pflichtverletzungen eine Minderung der
Regelbedarfsleistungen nicht Ã¼ber 30 Prozent des maÃ�gebenden Regelbedarfs
hinausgehen darf. Von einer Leistungsminderung kann abgesehen werden, wenn
dies im konkreten Einzelfall unter BerÃ¼cksichtigung aller UmstÃ¤nde zu einer
auÃ�ergewÃ¶hnlichen HÃ¤rte fÃ¼hren wÃ¼rde. Insbesondere kann von einer
Minderung abgesehen werden, wenn nach EinschÃ¤tzung der BehÃ¶rde die Zwecke
des Gesetzes nur erreicht werden kÃ¶nnen, indem eine Sanktion unterbleibt. c) Â§
31b Absatz 1 Satz 3 SGB II ist in den FÃ¤llen des Â§ 31 Absatz 1 SGB II mit folgender
MaÃ�gabe anzuwenden: Wird die Mitwirkungspflicht erfÃ¼llt oder erklÃ¤ren sich
Leistungsberechtigte nachtrÃ¤glich ernsthaft und nachhaltig bereit, ihren Pflichten
nachzukommen, kann die zustÃ¤ndige BehÃ¶rde unter BerÃ¼cksichtigung aller
UmstÃ¤nde des Einzelfalls ab diesem Zeitpunkt die Leistung wieder in vollem
Umfang erbringen. Die Minderung darf ab diesem Zeitpunkt nicht lÃ¤nger als einen
Monat andauern.

WÃ¤hrend das Gesetz mit diesen MaÃ�gaben auf kÃ¼nftige und noch beim
LeistungstrÃ¤ger anhÃ¤ngige Verwaltungsverfahren anzuwenden ist (vgl. dazu auch
Rdnr. 218), hat das BVerfG aus seiner Entscheidung folgende Konsequenzen fÃ¼r
bestandskrÃ¤ftige und nicht bestandskrÃ¤ftige Verwaltungsakte gezogen (Rdnrn.
220-222): a) FÃ¼r bestandskrÃ¤ftige Verwaltungsakte bleibt es bei der Regelung
des Â§ 40 Abs. 3 SGB II als Sonderregelung zu Â§ 44 Abs. 1 Satz 1 SGB X. b) Nicht
bestandskrÃ¤ftige Bescheide Ã¼ber Leistungsminderungen nach Â§ 31a Abs. 1 Satz
1 SGB II, die vor der UrteilsverkÃ¼ndung festgestellt worden sind, bleiben wirksam.
c) Zum Zeitpunkt der UrteilsverkÃ¼ndung nicht bestandskrÃ¤ftige Bescheide
Ã¼ber Leistungsminderungen nach Â§ 31a Abs. 1 Satz 2 und 3 SGB II sind, soweit
sie Ã¼ber eine Minderung i.H.v. 30 % des maÃ�gebenden Regelbedarfs
hinausgehen, aufzuheben.

Letztgenannte MaÃ�gabe bedeutet im Umkehrschluss â�� und entgegen der
Ansicht des KlÃ¤gers nach einer kompletten Aufhebung dieser nur teilweisen
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verfassungswidrigen Bescheide -, dass am 5. November 2019 nicht
bestandskrÃ¤ftige Bescheide Ã¼ber Leistungsminderungen in HÃ¶he von 30 vom
Hundert bestehen bleiben. Sie teilen damit dasselbe Schicksal wie nicht
bestandskrÃ¤ftige Verwaltungsakte nach Â§ 31a Abs. 1 Satz 1 SGB II, also wie
Bescheide, mit denen von vornherein nur eine Minderung des Arbeitslosengeldes II
um 30 vom Hundert des maÃ�gebenden Regelbedarfs verfÃ¼gt wurde.

Der Beklagte ist der Entscheidung des BVerfG zwischenzeitlich nachgekommen,
indem er die angefochtenen Bescheide insoweit aufgehoben hat, soweit darin eine
Minderung von mehr als 30 vom Hundert der Regelleistung verfÃ¼gt wurde. Dies
stellt keine, wie der KlÃ¤ger meint, "NeuverfÃ¼gung" einer Sanktion dar, denn die
verfÃ¼gte Sanktion wird lediglich in ihrem Umfang auf 30 vom Hundert der
Regelleistung begrenzt.

3. Die jeweiligen AuszahlungsansprÃ¼che sind weiterhin dem Gesetz entsprechend
festgesetzt.

Der Bescheid vom 22. MÃ¤rz 2013 wurde im MÃ¤rz 2013 wirksam, so dass sich der
Minderungszeitraum vom 1. Juli 2013 bis 30. Juni 2013 erstreckt. Dieser Bescheid
erging rechtzeitig, denn die Pflichtverletzung erfolgte mit Ablauf des 15. Februar
2013.

Der Bescheid vom 6. Januar 2014 wurde im Januar 2014 wirksam, so dass sich der
Minderungszeitraum vom 1. Februar 2014 bis 30. April 2014 erstreckt. Dieser
Bescheid erging ebenfalls rechtzeitig, denn die Pflichtverletzung erfolgte mit Ablauf
des 10. Oktober 2013. Nicht wesentlich ist, dass â�� wie bereits nach der bisherigen
Rechtslage nach Â§ 31a Abs. 1 Satz 6 SGB II a. F. â�� der KlÃ¤ger die MaÃ�gaben
des BVerfG zu Â§ 31b Absatz 1 Satz 3 SGB II, die ohnehin wie ausgefÃ¼hrt allein
fÃ¼r noch nicht abgeschlossene Verwaltungsverfahren maÃ�gebend sind, nicht
mehr nachtrÃ¤glich erfÃ¼llen kann. So hat das BVerfG ausgefÃ¼hrt (Rdnr. 186):
Der starr andauernde Leistungsentzug Ã¼berschreitet aber die Grenzen des
gesetzgeberischen Gestaltungsspielraums, wenn die Mitwirkung, zu deren
Durchsetzung diese Sanktion dient, vor Ablauf von drei Monaten nachgeholt wird.
Daher ist eine Leistungsminderung in der Gesamtbetrachtung nur zumutbar, wenn
sie grundsÃ¤tzlich endet, sobald die Mitwirkung erfolgt. Mit Ziffer 2 Bst. c des
Tenors knÃ¼pft das BVerfG gerade an den Zeitpunkt an, an dem die
Mitwirkungspflicht erfÃ¼llt wurde bzw. an dem der Leistungsberechtigte seine
Bereitschaft erklÃ¤rte, seinen Pflichten nachzukommen, denn lediglich ab diesem
Zeitpunkt darf die Minderung nicht lÃ¤nger als einen Monat dauern. FÃ¼r
Leistungsberechtigte, fÃ¼r die der Zeitraum der Leistungsminderung bereits
abgelaufen ist, hat Ziffer 2 Bst. c des Tenors daher keine Bedeutung (vgl. auch
Weber in Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB II, a. a. O., Â§ 31b, Rdnr. 33).

Ungeachtet dessen bestand das Anliegen des KlÃ¤gers darin, umfassende
Sanktionen zu erhalten, sodass er ohnehin kein Interesse daran hatte, seinen
Verpflichtungen nachzukommen.

Die Berufung muss daher erfolglos bleiben.
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Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 193 Abs. 1 SGG und entspricht dem Ergebnis
des Rechtsstreits.

Die Revision war nicht zuzulassen, da die Voraussetzungen hierfÃ¼r (Â§ 160 Abs. 2
Nrn. 1 und 2 SGG) nicht vorliegen.

Erstellt am: 19.01.2021

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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